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Abkürzungsverzeichnis

AUNS Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz
EU Europäische Union
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
SGV Schweizerischer Gewerbeverband
VPOD Schweizerischer Verband des Personals öffentlicher Dienste

ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre
UE Union européenne
PME petites et moyennes entreprises
USS Union syndicale suisse
USAM Union suisse des arts et métiers
SSP syndicats des Services publics
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Die zu Beginn des Vorjahres gegründete Aktionsgemeinschaft "CH 701" stellte an ihrem
ersten Geburtstag ein Handbuch für gewaltfreie Konfliktlösungen vor und kündigte
ihre Absicht an, ein Nottelefon einzurichten, welches Personen berät, die von heftigen
Auseindersetzungen zwischen Angehörigen verschiedener Kulturen betroffen sind. 1

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 05.01.1993
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Mitte März wurde eine neue wirtschaftsfreundliche Plattform ins Leben gerufen:
„Succèsuisse“ soll sich laut deren Gründer, Nationalrat Ruedi Noser (fdp, ZH), für die
Verteidigung des schweizerischen Erfolgsmodells einsetzen. Dieses werde zurzeit durch
verschiedenste Volksbegehren infrage gestellt; als Beispiele nannte Noser die linke 1:12-
und die Mindestlohn-Initiative sowie die immigrationskritischen Anliegen Ecopop und
die Initiative gegen Masseneinwanderung. Es stünden bereits 200 bis 500 Unternehmen
hinter Succèsuisse, man wolle sich künftig mit Economiesuisse und dem
Gewerbeverband koordinieren. 2

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 13.04.2013
JOHANNA KÜNZLER

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Im Frühling 2015 wurde von einer Koalition aus Wirtschaft und Politik der Verein Vorteil
Schweiz gegründet mit dem Ziel, die bilateralen Verträge mit der EU zu erhalten. Vorteil
Schweiz wolle eine Koordinationsfunktion wahrnehmen und damit eine Verzettelung
jener Gruppierungen verhindern, die sich nach dem Ja zur
Masseneinwanderungsinitiative für die Rettung der bilateralen Verträge einsetzten,
sagte Mitinitiant und BDP-Nationalrat Hans Grunder gegenüber dem Tagesanzeiger.
Neben anderen Nationalräten aus den Parteien FDP, CVP, SP, GLP und Grüne wird der
Verein auch von zahlungskräftigen Vertretern aus der Wirtschaft unterstützt, wie etwa
von Unternehmer Jobst Wagner, der Unternehmerin Nicole Loeb oder dem Milliardär
Hansjörg Wyss. 3

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.04.2015
SAMUEL BERNET

Im Februar 2020 lancierte die AUNS an einer Medienkonferenz in Bern ihre Kampagne
zur Abstimmung über die Begrenzungsinitiative. Die Begrenzungsinitiative, über die
schliesslich aufgrund der Corona-Pandemie erst im Herbst und nicht wie geplant im
Mai abgestimmt wurde, sah unter anderem vor, bei einer Annahme das
Freizügigkeitsabkommen mit der EU binnen eines Jahres neu zu verhandeln, sodass die
Schweiz die Zuwanderung effektiver steuern respektive begrenzen könnte. Wie die
AUNS gegenüber der Presse darlegte, sah sie die freie Zuwanderung, bedingt durch das
Abkommen mit der EU, als Ursache für steigende Mietpreise sowie für überfüllte
Strassen und Züge. Aufgrund der hohen Migrationszahlen, so die AUNS weiter, wachse
die Bevölkerung und damit auch deren Platzbedarf zu stark, weshalb die Landschaft
vermehrt «zubetoniert» werde, wodurch wiederum die Biodiversität beeinträchtigt
werde und die Umweltbelastung steige.
Aus diesen Gründen warb die AUNS mit dem Slogan «Es wird eng» für eine Annahme
der Initiative. Obwohl sie die Initiative zusammen mit der SVP lanciert hatte, kämpften
der Verein und die Partei mit separaten Kampagnen für eine Annahme. 4

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 13.02.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

01.01.65 - 01.01.21 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Wie der SGV gegenüber den Medien kommunizierte, hatte er bereits im Oktober 2019
die Nein-Parole zur Begrenzungsinitiative gefasst; im Juni 2020 bekräftigte er seine
Entscheidung, nachdem die Abstimmung aufgrund der Corona-Pandemie von Mai auf
September hatte verschoben werden müssen.
Schon im Herbst 2019 hatte der SGV mit einem laut eigenen Angaben drohenden
Fachkräftemangel argumentiert, der sich bei einer Annahme der Initiative verschärfen
würde. Im Sommer 2020 fügte der Verband an, das Personenfreizügigkeitsabkommen
mit der EU, dessen Kündigung bei einer Annahme der Initiative zur Debatte stünde, sei
für die Schweizer Wirtschaft von zentraler Bedeutung. Dank diesem Abkommen
könnten KMU «flexibel und unbürokratisch» auf den Fachkräftepool der EU
zurückgreifen. Der SGV führte als Dachverband der Schweizer KMU mit seinem
Gegenkomitee deshalb eine – wie er es nannte – «KMU-Kampagne gegen die
Begrenzungsinitiative», weil der Zugriff auf EU-Arbeitskräfte ein wichtiges Anliegen der
Unternehmen sei.

Wie die NZZ im Februar 2020 berichtete, befanden sich einige Vertreterinnen und
Vertreter der SVP, welche die Initiative zusammen mit der AUNS lanciert hatte, aufgrund
der Nein-Parole in der Zwickmühle. Sylvia Flückiger-Bäni (svp, AG), Vorstandsmitglied
des SGV, räumte gegenüber der Zeitung ein, dass sie sich im Clinch befinde und
eigentlich die Initiative ihrer Partei unterstützen möchte. Ferner liess Jean-François
Rime (svp, FR) verlauten, sich nicht im Abstimmungskampf engagieren zu wollen. Rime
bekleidete damals noch das Amt des SGV-Präsidenten. Ursprünglich war vorgesehen,
dass Rime bis zum Zeitpunkt der Abstimmung im Mai 2020 sein Amt an seine
Nachfolgerin oder seinen Nachfolger übergeben haben würde, da seine Amtszeit
regulär im Frühling zu Ende gewesen wäre. Wegen der Corona-Pandemie wurde jedoch
neben dem Abstimmungstermin auch die Neuwahl des SGV-Präsidiums auf den Herbst
verschoben. 5

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 22.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Der SGB und der Arbeitnehmerdachverband Travail.Suisse und damit einhergehend
auch die grossen Gewerkschaften Unia, Syna und VPOD fassten im Februar 2020 die
Nein-Parole zur Begrenzungsinitiative, wie der SGB per Medienmitteilung
kommunizierte.
Die Initiative wolle den Lohnschutz aufweichen, die Arbeitsbedingungen verschlechtern
und die Schweiz isolieren, so die Hauptargumente der ablehnenden
Arbeitnehmerverbände. VPOD-Präsidentin Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) betonte
zudem, für migrantische Arbeitskräfte drohe sich bei einer Annahme der Initiative die
arbeitsrechtliche Situation besonders zu verschlechtern, da deren Rechte mit der
Initiative geschwächt und sie so leichter ausgebeutet werden könnten.
Die Gewerkschaften kündigten mit der Parolenfassung ebenfalls eine grossangelegte
Gegenkampagne an, die sodann in den Medien thematisiert wurde. Wie die
Initiativgegnerinnen und -gegner bekannt gaben, planten sie, eine Abstimmungszeitung
in jeden Schweizer Haushalt verschicken zu wollen. Damit würden die Gewerkschaften
auf ein «bevorzugtes Kampagneninstrument der SVP» setzen, konstatierte der Tages-
Anzeiger und titelte: «Gewerkschaften greifen SVP mit deren eigenen Mitteln an».
Aufgrund der Corona-Pandemie wurde die ursprünglich für Mai vorgesehene
Abstimmung auf September verschoben, weshalb auch die Kampagne unterbrochen
wurde. Im Juni gab der SGB schliesslich bekannt, die Kampagne gegen die
Begrenzungsinitiative fortzuführen. 6

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 22.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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